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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

In Graubünden reichte der Sozialdemokrat Jäger eine Motion ein, in welcher er —
unterstützt von 70 Mitunterzeichnern — eine Totalrevision der seit 1894 gültigen
Kantonsverfassung forderte. Der SP gelang es, viele bürgerliche Parlamentarier hinter
sich zu scharen und gegen den Willen des Regierungsrates eine Überweisung
durchzusetzen. Damit wurde die Exekutive beauftragt, einen Bericht über eine
Totalrevision zuhanden des Grossen Rates auszuarbeiten. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Im Juni musste in Graubünden der 120-köpfige Grosse Rat neu bestellt werden. Im
Südostschweizer Kanton wurde weiterhin im Majorzsystem gewählt, wobei sich dies in
einer stattlichen Zahl von 39 Wahlkreisen abspielte. Auf eine erneute Beschwerde
gegen das Mehrheitswahlrecht – eingereicht im September 2017 – war das
Verwaltungsgericht des Kantons aufgrund einer Formalie gar nicht erst eingegangen.
Das der Kleinräumigkeit geschuldete spezifische Bündner Wahlsystem hatte zur Folge,
dass erdrutschartige Verschiebungen im Rat unwahrscheinlich waren. Für die zu
vergebenden 120 Sitze bewarben sich denn auch nur 166 Kandidierende, was – im
interkantonalen Vergleich äusserst überschaubaren – 1,38 Anwärtern pro Sitz
entsprach. Entsprechend standen in 15 von 39 Wahlkreisen faktisch stille Wahlen an.
Trotzdem waren auch aufgrund der insgesamt 34 Rücktritte gewisse Verschiebungen zu
erwarten. 
Ziemlich prekär schien die Situation für die drittgrösste Partei, die BDP. Sie musste
verkraften, dass sich die Hälfte ihrer Amtsinhaber (13 von 26) nicht mehr zur Wahl
stellte. Einer ihrer ursprünglich 27 Sitze war ausserdem bereits durch Duri Campells
Wahl in den Nationalrat an die FDP übergegangen. Letztere stellte mit 35 Sitzen die
grösste Fraktion im Grossen Rat. Die Freisinnigen hatten ihrerseits 8 Abgänge zu
verkraften. Bei der CVP hingegen traten lediglich 5 der bisher 31 Ratsmitglieder nicht
mehr an. Ebenfalls 5 Abgänge kompensieren mussten die Sozialdemokraten, welche im
Gegensatz zur CVP aber nur 15 Grossrätinnen und Grossräte stellten. Die SVP hielt 9
Mandate, wobei 3 Ratsmitglieder ihren Rücktritt bekannt gegeben hatten. Für die GLP
schliesslich, kandidierten die beiden Bisherigen Walter von Ballmoos und Jürg Kappeler
ein weiteres Mal.
Der Wahlkampf um den Grossen Rat wurde grösstenteils durch die
Regierungsratswahlen und den Baukartellskandal überschattet. Die
Wettbewerbskommission hatte aufgedeckt, dass Baufirmen im Engadin über Jahre
hinweg Preise abgesprochen hatten, wobei der Bündner Baumeisterverband eine
wichtige Rolle gespielt haben soll. Da mehrere BDP-Vertreter wie der ursprüngliche
Regierungsratskandidat und Geschäftsführer des Baumeisterverbands, Andreas Felix, in
den Skandal verwickelt waren, drohte der Partei auch für die Grossratswahlen ein
verhängnisvoller Imageschaden. In Kombination mit den bereits erwähnten Rücktritten
sorgte die Affäre dafür, dass man für die BDP bei den Grossratswahlen Verluste
erwartete. Den Davoser Sitz der zurücktretenden Elisabeth Mani-Helstab,
beispielsweise, überliess die Partei kampflos, da man keine Kandidatinnen oder
Kandidaten gefunden hatte. Einen längeren Negativtrend zu stoppen, versuchte die
CVP. Von ursprünglich 40 Sitzen im Jahr 2002 war die christlich demokratische
Fraktion über die Jahre kontinuierlich auf 31 geschrumpft. Die SVP hatte dagegen nach
der Zäsur durch die BDP-Gründung quasi einen Neuaufbau vornehmen müssen. 2014
war es der Partei die Sitzzahl immerhin gelungen, ihre Mandate von 4 auf 9 mehr als zu
verdoppeln. Und auch 2018 wollte die Partei ihr Wählerpotenzial in weitere Sitzgewinne
ummünzen. Gesteigert hatte sich bei den letzten Wahlen 2014 auch die SP, und zwar
um 3 Sitze auf 15 Mandate. Sie hatte damit das beste Ergebnis der kantonalen
Parteigeschichte erzielt. In Anbetracht der zahlreichen Abgänge hätte deshalb schon
die Bestätigung dieses Ergebnisses als Erfolg verbucht werden können. Bei den
liberalen Parteien wollte sich die FDP als stärkste Fraktion im Kanton behaupten,
während die GLP Fraktionsstärke anpeilte. Die Grünliberalen hatte gute Chancen
zumindest einen Sitz hinzu zu gewinnen, da in Chur mit alt-Nationalrat Josias Gasser

WAHLEN
DATUM: 10.06.2018
ANDREA DENZ
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eine profilierte Persönlichkeit antrat. 
Ein Thema war der notorisch tiefe Frauenanteil im kantonalen Parlament. Mit 23
Grossrätinnen lag dieser nämlich nur bei 19.2%. Für die diesjährigen Wahlen stellten
sich 33 Kandidatinnen zur Wahl, jedoch nicht gleichmässig über den Kanton verteilt. In
22 der 39 Kreise – und damit in mehr als der Hälfte – stand den Wählenden keine
einzige Frau zur Auswahl. Dieser Umstand wurde in den Bündner Medien teilweise
beanstandet.

Bei den Grossratswahlen Mitte Juni kam die BDP mit einem blauen Auge davon. Zwar
sah es für die Mittepartei unmittelbar am Wahltag mit 6 Sitzverlusten noch relativ
düster aus; aber die zweiten Wahlgänge im Juli bescherten ihr noch zwei zusätzliche
Mandate. Damit schloss die BDP im Endresultat mit 23 Sitzen ab (2014: 27). Grosse
Gewinnerin war – eher überraschend – erneut die SP. Sie gewann nochmals drei Sitze
hinzu und verbesserte damit ihr historisches Ergebnis von vor vier Jahren auf neu 18
Sitze. Die SVP musste neben dem verpassten Einzug in den Regierungsrat auch in den
Grossratswahlen eine Enttäuschung verarbeiten. Zwar konnte sie ihre 9 Sitze halten,
aber den Ansprüchen der Volkspartei genügte dies offensichtlich nicht. Ihre
Spitzenposition ausbauen konnte hingegen die FDP. Die weiterhin stärkste Partei hält
fortan 36 Mandate (2014: 34). Die CVP musste einen Sitzverlust hinnehmen und kommt
neu auf 30 Sitze (2014: 31). Die Grünliberalen, schliesslich, konnten in der Tat mit Josias
Gasser einen Churer Sitz erobern, jedoch blieb es bei diesem einen zusätzlichen
Mandat. Somit kann die GLP weiterhin keine eigene Fraktion bilden, kommt aber neu
immerhin auf 3 Sitze (2014: 2). Als einzige Parteilose schaffte die italienischsprachige
Grossrätin Nicoletta Noi-Togni aus San Vittore die Wahl. Die Frauenvertretung im
Grossen Rat vergrösserte sich von 23 auf 26 Grossrätinnen, was anteilsmässig 21.7%
entsprach (2014: 19.2%). In Trins verteidigte gar die erst 21-jährige Sozialdemokratin
Julia Müller den freiwerdenden Sitz von Neo-Regierungsrat Peter Peyer. Die
Wahlbeteiligung im Kanton Graubünden sank allerdings auf nur noch 35.8% (2014:
43.1%). 2

Wahlen in kantonale Regierungen

Die im Gegensatz zum Parlament alle vier Jahre stattfindenden Wahlen für die
Regierung des Kantons Graubünden endeten mit einem bürgerlichen Wahlsieg: Die SP,
welche seit 1971 keinen Regierungsrat mehr stellen konnte, schaffte den Einzug — als
Ersatz für den aufgrund der Amtszeitbeschränkung auf zwölf Jahre zurücktretenden
freisinnigen Reto Mengiardi — nicht. Im ersten Wahlgang erreichten nur drei der vier
bisherigen Regierungsräte das absolute Mehr. Am besten schnitt der Vorsteher des
Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartementes, Joachim Caluori (cvp), ab; ihm
folgten die beiden SVP-Vertreter Christoffel Brändli und Luzi Bärtsch. Im zweiten
Wahlgang wurden der Bisherige Aluis Maissen (cvp) sowie der neu antretende Kandidat
der FDP, Peter Aliesch, gewählt. Für seinen sozialdemokratischen Herausforderer,
Martin Jäger, wurde die erst für den zweiten Wahlgang eingereichte Kandidatur des
Vertreters der Demokratisch-sozialen Partei, Schimun Vonmoos, zu einem zusätzlichen
Hindernis: Jäger musste sich mit nur knapp 500 Stimmen mehr als im ersten Wahlgang
begnügen, womit er über 4500 Stimmen weniger als Aliesch erhielt. 3

WAHLEN
DATUM: 11.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Regierungsratswahlen in Graubünden standen ganz im Zeichen der
Auseinandersetzungen zwischen BDP und SVP. Die BDP, mit zwei Regierungssitzen
gemessen am Sitzanteil im Kantonsparlament übervertreten, trat mit den beiden
Bisherigen Barbara Janom Steiner und Hansjörg Trachsel an. Die SVP, die aufgrund des
Parteiwechsels der beiden BDP-Kandidierenden ihre beiden Regierungssitze verloren
hatte, wollte mit Hilfe von Heinz Brand einen Sitz zurückgewinnen. Auch die CVP war
auf Sitzeroberung aus und griff mit Barla Cahannes und Mario Cavigelli den vor zwölf
Jahren an die SP verlorenen zweiten Regierungssitz an. Ihr bisheriger Regierungsrat
Stefan Engler durfte infolge Amtszeitbeschränkung nicht mehr antreten. Die SP
ihrerseits versuchte, ihren durch den ebenfalls aufgrund der Amtszeitbeschränkung
erfolgten Rücktritt von Claudio Lardi vakant gewordenen Sitz mit Martin Jäger zu
verteidigen. Die FDP schliesslich schickte ihren amtierenden Regierungsvertreter
Martin Schmid ins Rennen. Das Kandidatenfeld wurde von den Grünliberalen Jürg
Kappeler und Josias F. Gasser sowie vom parteilosen ehemaligen kantonalen
Kulturbeauftragten Christian Brosi komplettiert. Insgesamt bewarben sich zehn
Kandidatinnen und Kandidaten um die fünf Regierungssitze. Die Ausgangslage galt
verglichen mit den Wahlen 2006, zu denen nur die fünf Bisherigen angetreten waren,

WAHLEN
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als äusserst spannend. Einige Wellen warf der Suizid des Polizeikommandanten und
WEF-Sicherheitschefs Markus Reinhardt. Dieser habe ein Alkoholproblem gehabt und
sei von der verantwortlichen Justizdirektorin Janom Steiner zu lange geschützt worden,
hiess es. Der Sitz der BDP-Regierungsrätin, den sie 2008 – damals noch als SVP-
Vertreterin – durch Nachrutschen von ihrer Vorgängerin Eveline Widmer-Schlumpf
übernommen hatte, galt als gefährdet. Zusätzlich brisant war der Umstand, dass der
SVP-Kandidat Brand als Chef der Fremdenpolizei Janom Steiner unterstellt war. Der
Wahlkampf wurde aggressiv geführt und zahlreiche Berner Politprominenz machte ihre
Aufwartung, um die Kandidatinnen und Kandidaten der eigenen Partei zu unterstützen.
Insbesondere die SVP hatte die Regierungsratswahlen im Kanton Graubünden zur
Prestigesache erklärt. 

Allerdings blieben ihre Bemühungen ohne Erfolg. Es zeigte sich, dass Majorzwahlen, bei
denen Köpfe und nicht Parteien gewählt werden, für die SVP nach wie vor ein Handicap
darstellen. Entsprechend wurden die drei Bisherigen (Schmid, Janom Steiner, Trachsel)
und die zwei Neuen der etablierten Parteien Mario Cavigelli (cvp) und Martin Jäger (sp)
im ersten Wahlgang gewählt. Weder der Angriff der CVP auf einen zweiten Sitz noch
derjenige der SVP gelangen. Cahannes und Brand lagen beide mehr als 1700 Stimmen
hinter dem fünftplatzierten Jäger. Die Stimmbeteiligung betrug 36.2%. 4

Als einzige Partei hielt die BDP vor den Gesamterneuerungswahlen im Mai 2014 zwei
Sitze im Bündner Regierungsrat. Mindestens einer dieser beiden Sitze stand allerdings
auf dem Spiel, da sich einer der beiden bisherigen BDP-Exekutivmitglieder, nämlich
Hansjörg Trachsel, altershalber nicht mehr zur Verfügung stellte; Trachsel hatte drei
Amtsperioden hinter sich und hätte aufgrund der Amtszeitbeschränkung nicht mehr
antreten dürfen. Die BDP versuchte diesen freien Sitz zwar mit ihrem
Kantonalpräsidenten Jon Domenic Parolini zu verteidigen, die in Graubünden nach der
Abspaltung der BDP im Jahr 2008 neu gegründete SVP schickte sich allerdings ebenfalls
an, eine Regierungsbeteiligung zu erlangen. Die Volkspartei schickte ihr Aushängeschild,
den Bündner Nationalrat Heinz Brand ins Rennen. Brand hatte sich nicht nur auf
nationaler Ebene einen Namen gemacht, seit er 2011 glanzvoll ins eidgenössische
Parlament gewählt worden war, sondern er hatte auch 25 Jahre lang das Bündner
Migrationsamt geleitet und war seit 2012 Kantonspräsident der SVP. Nicht wenige
Stimmen zählten ihn gar zu einem möglichen Bundesratskandidaten der SVP. Brand war
allerdings bereits bei den letzten Regierungsratswahlen erfolglos angetreten. Auch die
GLP wollte sich am Kampf um den frei werdenden Regierungsratssitz beteiligen. Für die
Grünliberalen trat Grossrat Jürg Kappeler an. Die Nomination Kappelers diente vor
allem auch dazu, Präsenz für die gleichzeitig stattfindenden Parlamentswahlen zu
markieren. Auch Kappeler bewarb sich bereits zum zweiten Mal für ein Regierungsamt.
Neben den drei neuen Kandidierenden traten die vier bisherigen Bündner
Exekutivmitglieder wieder an. Die Wiederwahl von Barbara Janom Steiner (bdp), Mario
Cavigelli (cvp), Christian Rathgeb (fdp) und Martin Jäger (sp) galt als ungefährdet. Die
Bündner Regierungswahlen verhiessen auch deshalb Spannung, weil deren Ausgang
einen Einfluss auf die 2015 anstehenden Nationalratswahlen haben könnten. Bei der
BDP hatte Hansjörg Hassler seinen Rücktritt angekündigt und Parolini wäre wohl als
Nachfolger vorgesehen gewesen. Auch die SVP müsste für die eidgenössischen Wahlen
einen Ersatz für Brand suchen, sollte dieser in die Bündner Regierung gewählt werden.
Eine Umfrage der "Südostschweiz" bei rund 1000 Bünderinnen und Bündnern etwa drei
Monate vor den Wahlen zeigte einen hohen Rückhalt für Barbara Janom Steiner (bdp)
und Mario Cavigelli (cvp). Christian Rathgeb (fdp) und Martin Jäger (sp) lagen in der
abgefragten Wählergunst leicht abgeschlagen, aber noch vor Heinz Brand (svp), der
wiederum Jon Domenic Parolini (bdp) knapp hinter sich liess. Die Umfrage zeigte auch,
dass Wirtschafts- und Tourismusfragen die potenziellen Wählerinnen und Wähler am
meisten umtrieben, Bereiche für welche laut Umfrage die BDP als beste
Problemlöserpartei betrachtet wurde. Für etwas Wirbel im ansonsten sehr flauen
Wahlkampf sorgte ein Inserat der Bündner Wirtschaftsverbände, die nicht nur die
Kandidierenden der CVP, der FDP und der BDP, sondern auch Heinz Brand von der SVP
zur Wahl empfahlen, nicht aber die GLP und auch nicht – was weniger erstaunt – die SP.
Die GLP empörte sich darüber, dass die Wirtschaft mit den Befürwortern der
Masseneinwanderungsinitiative gleiche Sache mache und die SP warf den Verbänden
einseitige Politik vor. Jürg Michel, Direktor des Bündner Gewerbeverbandes, erklärte
die Nichtberücksichtigung der GLP damit, dass diese mitgeholfen habe, das Bündner
Olympiaprojekt zu versenken und nicht als bürgerliche Partei betrachtet werde. Ziel der
Wirtschaft sei eine bürgerliche Regierung ohne SP-Beteiligung. Zwei Wochen vor den
Wahlen zeigten die Resultate einer neuerlichen Umfrage ein leicht verändertes Bild.
Zwar lagen auch hier die Bisherigen vorn, Parolini hatte allerdings Brand überholt. Alle
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Kandidierenden hatten mit Ausnahme des SVP-Kandidaten Brand im Vergleich zur
Februar-Umfrage Stimmen hinzugewonnen. Die "Südostschweiz" interpretierte das
schlechte Abschneiden Brands mit dessen Engagement für die
Masseneinwanderungsinitiative, mit der nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die
Tourismusregion Graubünden geschwächt werde. Die Umfrage zeigte weiter, dass
Brand lediglich von Anhängern seiner eigenen Partei und von der FDP Stimmen erhielt. 
Tatsächlich schienen die Umfrageresultate gute Prädiktoren für die Wahlen vom 18. Mai
zu sein. Neben den vier Bisherigen schaffte es nämlich Jon Domenic Parolini in die
Bündner Regierung und verteidigte damit den zweiten BDP-Sitz gegen die SVP
erfolgreich. Zwar übersprang auch Heinz Brand (svp) das absolute Mehr (17'417
Stimmen), mit seinen 20'619 Stimmen lag er aber fast 5'000 Stimmen hinter Parolini
(25'309 Stimmen), der gar noch Martin Jäger (sp, 22'575 Stimmen) überholte. Eine
Bestätigung der Umfragen zeigte sich auch in der problemlosen Wiederwahl von
Barbara Janom Steiner (bdp, 32'666 Stimmen) und Mario Cavigelli (cvp, 32'057
Stimmen), die vor Christian Rathgeb (fdp, 27'009 Stimmen) an die Spitze gesetzt
wurden. Keine Chance hatte Jürg Kappeler (glp), der von 9'218 Wählerinnen und
Wählern unterstützt wurde. Die Wiederwahl der Bisherigen wurde als Wunsch nach
Stabilität interpretiert. Parolinis gutes Abschneiden sei zudem mindestens zum Teil
Brand geschuldet, da all jene, welche dem SVP-Nationalrat die
Masseneinwanderungsinitiative übel genommen hätten, für den BDP-Präsidenten
gestimmt hätten. 5

Bei den Erneuerungswahlen für den fünfköpfigen Regierungsrat im Kanton
Graubünden, mussten zwei abtretende Exekutivmitglieder ersetzt werden. Barbara
Janom Steiner von der BDP blieb aufgrund der Amtszeitbeschränkung nichts anderes
übrig, als auf eine erneute Kandidatur zu verzichten. SP-Regierungsrat Martin Jäger
hingegen entschied sich freiwillig zum altersbedingten Gang in den Ruhestand. Die
Amtsinhaber Christian Rathgeb (FDP), Mario Cavigelli (CVP) und Jon Domenic Parolini
(BDP) hatten sich hingegen die Verteidigung ihrer Mandate zum Ziel gesetzt. Die CVP
ergänzte ihren Wahlvorschlag mit einem Herausforderer: sie beabsichtigte mit ihrem
Fraktionspräsidenten Marcus Caduff einen zweiten Sitz zu erobern. Die Bürgerlich-
Demokraten wollten lediglich den Sitz der abtretenden Regierungsrätin Janom Steiner
bewahren. Sie schickten dafür ihren Präsidenten Andreas Felix ins Rennen. Für die SP
sollte Gewerkschafter Peter Peyer das Mandat Jägers in den eigenen Reihen behalten.
Schliesslich peilte auch die SVP die ersehnte Rückkehr in die Exekutive an. Diese sollte
der Polizeikommandant des Kantons Graubünden, Walter Schlegel, bewerkstelligen.
Ursprünglich hatte man bei der SVP und auch bei der FDP mit einem Zweierticket
geliebäugelt. Schlussendlich verwarfen aber beide Parteien dieses Vorhaben. Die
Grünliberalen verzichteten ebenfalls auf eine im Vorjahr noch in Betracht gezogene
Kandidatur. 
In diesem rein männlichen Kandidatenreigen schienen die drei Bisherigen zunächst die
besten Chancen auf eine Wiederwahl zu besitzen. Das Rennen um die zwei
freiwerdenden Sitze präsentierte sich hingegen äusserst offen, obschon SP-Mann Peyer
und SVP-Kandidat Schlegel in den Prognosen leicht favorisiert wurden. Deren Wahl
hätte einer «fünf mal Eins»-Konstellation mit je einem Sitz für die grossen Parteien
entsprochen. 
Bevor der Wahlkampf aber überhaupt so richtig in die Gänge kam, erschütterte Ende
April der Baukartellskandal die Bündner Politlandschaft. Die Wettbewerbskommission
des Bundes machte publik, dass im Unterengadin hohe Bussen gegen mehrere
Baufirmen verhängt worden seien, welche zwischen 1997 und 2012 untereinander
Preisabsprachen durchgeführt hatten. Dabei ging es um insgesamt 350 bis 400 Aufträge
und ein Bauvolumen von mindestens 100 Millionen Schweizer Franken. Die Aufdeckung
des schweizweit grössten Falles von Bauabsprachen hatte insbesondere für BDP-
Kandidat Andreas Felix schwerwiegende Konsequenzen. Dieser stand nämlich als
Präsident dem Bündner Baumeisterverband vor. Zwar betonte er, nichts von den
Absprachen gewusst zu haben, musste aber letztlich aus Glaubwürdigkeitsgründen auf
seine Regierungsratskandidatur – und auch auf seine BDP-Präsidentschaft – verzichten.
Der Skandal stellte den bis anhin recht unspektakulären Bündner Wahlkampf ziemlich
auf den Kopf. Neben Felix stand auch sein BDP-Parteikollege Parolini in der Kritik.
Dieser amtete zur besagten Zeit als Gemeindepräsident von Scuol und wurde offenbar
auf mutmassliche Absprachen hingewiesen. Weil Parolini es aber unterlassen hatte, den
Vorwürfen eine Untersuchung folgen zu lassen, musste er sich nun als tatenloser
Mitwisser in der Affäre verantworten. Nach dem Rücktritt von Felix plante man bei der
BDP, es zunächst bei einer Einer-Kandidatur mit Parolini zu belassen. Kurz darauf
kündigte die Partei aber an, doch nach einem zweiten Bewerber zu suchen – nur um
einige Tagen später das Vorhaben erneut zu begraben, weil man in der kurzen Zeit keine
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Ersatzkandidatur aufbauen könne. 
Dem Durcheinander bei der BDP zum Trotz, wurden wenig später aus den sechs
verbliebenen Kandidierenden doch wieder deren sieben, da sich der Bündner Autor
und Liedermacher Linard Bardill zu einem Antreten entschied. Bardill betrachtete es
nach eigenen Aussagen als notwendig, dass nach dem Kartellskandal Menschen in die
Regierung kämen, welche «nicht diesem Gemauschel angehören». Über politische
Erfahrung verfügte der Sprengkandidat kaum. Er hatte sich vier Jahre zuvor lediglich für
das Präsidium seiner Wohngemeinde Scharans beworben – jedoch ohne Erfolg. Die
Kandidatur des kontroversen Künstlers weckte in der Bündner Öffentlichkeit zwar
gewisse Sympathien, reelle Chancen wurden ihm aber nicht zugesprochen. Trotzdem
war im Wahlkampf nun zu spüren, dass die anfängliche Unantastbarkeit der
Amtsinhaber zu bröckeln schien – insbesondere was BDP-Regierungsrat Parolini betraf.
Neben den Zweifeln an Parolinis Kandidatur war nach dem Verzicht von Andreas Felix
auch klar, dass der zweite BDP-Sitz mit Sicherheit verloren gehen würde. Somit bekam
das Szenario eines zusätzlichen CVP-Sitzes doch noch einigen Aufwind. 
Eine repräsentative Umfrage der Forschungsstelle sotomo sah denn in der Tat CVP-
Kandidat Caduff hinter SP-Mann Peyer auf dem fünften Rang. Überraschend landete gar
Liedermacher Bardill mit wenig Abstand auf Caduff – und noch vor SVP-Kandidat
Schlegel – auf dem sechsten Platz. Dass sich die Amtsinhaber in der Umfrage allesamt
behaupteten, dürfte bei der angeschlagenen BDP – trotz unklarer Aussagekraft der
Analyse – für etwas Beruhigung gesorgt haben. SVP-Kandidat Schlegel war als
Kommandant der Kantonspolizei aufgrund eines bekannt gewordenen Polizeieinsatzes
gegen den Whistleblower der Kartell-Affäre, Adam Quadroni ebenfalls ins Rampenlicht
geraten. Jedoch blieb stets unklar, ob der besagte Einsatz überhaupt mit der Affäre im
Zusammenhang gestanden hatte. Die zahlreichen Enthüllungen und Mutmassungen zum
Kartellskandal veranlassten GLP-Präsident Gaudenz Bavier gar dazu, eine Verschiebung
der Wahlen zu fordern. Der Vorschlag einer Übergangsregierung war aber nicht nur
schwer mit der Bündner Verfassung vereinbar, sondern stiess auch bei den meisten
politischen Akteuren auf wenig Gehör.

Die Wahlen vom 10. Juni bescherten dann tatsächlich – der Umfrage im Vorfeld
entsprechend – SP-Kandidat Peter Peyer und CVP-Mann Marcus Caduff den Einzug in
den Regierungsrat. Caduff erzielte mit 18'960 Stimmen gar das drittbeste Resultat,
gefolgt von seinem Grossratskollegen Peyer, welcher 18'466 Stimmen erhielt.
Spitzenreiter waren zwei Amtsinhaber, nämlich FDP-Regierungsrat Christian Rathgeb
(24'434 Stimmen) und CVP-Magistrat Mario Cavigelli (23'804 Stimmen). Ein regelrechtes
Kopf-an-Kopf Rennen zeichnete sich um den fünften Sitz ab. Das bessere Ende für sich,
behielt schliesslich doch noch der amtierende BDP-Regierungsrat Jon Domenic
Parolini. Hatte dieser am Wahltag noch 68 Stimmen auf SVP-Herausforderer Walter
Schlegel gehabt, schrumpfte der dünne Vorsprung mit der Nachzählung auf noch
mickrigere 31 Stimmen. Laut Endresultat am darauf folgenden Freitag erhielt Parolini
15'867 und Schlegel 15'836 Stimmen. Auf dem siebten Rang folgte mit 12'206 Stimmen
und einem ansehnlichen Resultat Linard Barill. In den Medien war nach dem
Wahlsonntag von einem «Denkzettel» und einer «Quittung» für Parolini und dessen
Partei, die BDP, zu lesen. 
Mit dem Wahlkampfthema Nummer eins im Kanton, dem Baukartellskandal, musste
nicht lange nach Erklärungen für das Beinahe-Ausscheiden der BDP aus der Bündner
Regierung gesucht werden. Es zeigte sich zudem, dass Parolini die Wahl nur schaffte,
weil er in seiner Heimatregion, dem Unterengadin, auf überdurchschnittlichen Rückhalt
zählen konnte. Die SVP hingegen scheiterte einmal mehr am Versuch, wieder in den
Regierungsrat einzuziehen. Einen Achtungserfolg erzielen konnte dagegen Linard Barill,
der zwar chancenlos blieb, aber ein deutlich besseres Resultat als frühere
«Protestkandidaturen» erzielte. Schliesslich konnte sich die CVP als Wahlsiegerin feiern
lassen, welcher nach vielen schwierigen Jahren im Bündnerland eine Doppelbesetzung
gelang. Dementsprechend setzt sich die Exekutive im Südostschweizer Kanton nun wie
folgt zusammen: 2 CVP, 1 BDP, 1 SP und 1 FDP. Als früh absehbarer Wermutstropfen
verblieb die fehlenden Frauenbeteiligung im Regierungsrat, welche in den Medien
bereits im Vorfeld beanstandet wurde. 6
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Eidgenössische Wahlen

Gleich drei Vakanzen für die total fünf Nationalratssitze verhiessen im Kanton
Graubünden Spannung. Zurückgetreten waren Brigitta Gadient (bdp), Sep Cathomas
(cvp) und Andrea Hämmerle (sp). Auf 15 Listen (2007: 13) bewarben sich 17 Frauen und
52 Männer für einen Sitz in Bern. Damit nahm die Zahl der Kandidierenden im Vergleich
zu 2007 zwar leicht zu (61), der Frauenanteil aber markant ab (von 36,1% auf 24,6%). Im
Kanton Graubünden kam es zu einer national einmaligen Listenverbindung zwischen SP,
Grünen – die sich im Kanton unter dem Namen „Verda“ erst 2010 wieder neu gegründet
hatten – und der GLP. Ziel der Verbindung war die Eroberung einer der beiden BDP-
Sitze. Die Verbindung der GLP mit dem linken Lager brachte den Grünliberalen heftige
Kritik der bürgerlichen Parteien ein. So könne sie gleich das ‚L‘ aus ihrem Kürzel
streichen. Zudem verbanden sich die SVP und die EDU, während sowohl FDP als auch
CVP und BDP den Alleingang wählten, nachdem die Freisinnigen einer gemeinsamen
Dreierliste eine Abfuhr erteilt hatten. 

Die seit 1999 stabile Sitzverteilung geriet gehörig durcheinander. Die BDP erzielte 20,5%
an Wählerstimmen, was ziemlich genau ihrem Sitzanteil im Kantonsparlament
entsprach. Damit verlor sie allerdings einen der beiden Sitze, obwohl der
wiedergewählte Hassler das beste Einzelresultat erzielte. Überraschend viele
Wähleranteile (24,5%) sicherte sich die SVP, die sich Mitte 2008 in Graubünden neu
konstituiert hatte und im Gegensatz zur BDP den strammen Zürcher Flügel vertrat. Mit
diesem Anteil sicherte sich auch die SVP einen Sitz, der neu von Heinz Brand besetzt
wurde. Zusammen holten sich die BDP und die SVP damit 45% Wähleranteil, was
verglichen mit dem Anteil der damaligen SVP bei den Wahlen 2007 einer Zunahme von
10,3 Prozentpunkten entsprach. Darüber hinaus konnte neu auch die GLP mit 8,3% der
Bündner Stimmen und dank der geschickten Listenverbindung einen Sitz gewinnen. Der
umtriebige Josias Gasser, der 2008 auf Anhieb ins Stadtparlament von Chur und 2010
ins kantonale Parlament gewählt wurde, wird die Bündner GLP in Bern vertreten. Da
auch die Grünen 2,2% Wähleranteil gewinnen konnten, mussten die restlichen vier
Parteien insgesamt über 20% Wählerverluste unter sich verteilen. Am stärksten unter
der Flurbereinigung zwischen BDP und SVP zu leiden hatte die FDP, die nur noch auf
11,9% der Stimmen kam und nicht nur 7,2 Prozentpunkte, sondern gleich auch noch
ihren Sitz verlor. Dies war auch deshalb überraschend, weil die Freisinnigen bei den
kantonalen Wahlen 2010 noch hatten zulegen können und sogar fraktionsstärkste Partei
geworden waren. Mit der Abwahl von Tarzisius Caviezel verlor die FDP ihren seit 1919
ununterbrochen gehaltenen Bündner Sitz. Auch die CVP (16,6%, -3,7 Prozentpunkte)
und die SP (15,6%, -8,1 Prozentpunkte) mussten massive Verluste in Kauf nehmen, beide
Parteien konnten allerdings ihren jeweiligen Sitz halten. Für die CVP wurde Martin
Candinas gewählt. Für die SP wurde die ehemalige Nationalrätin (1995-1999) Silva
Semadeni wieder nach Bern geschickt. Die EDU büsste ebenfalls Terrain ein und kam
neu noch auf 0,5% Wähleranteil (-1,1 Prozentpunkte). Die Wahlbeteiligung lag bei 45,1%
und damit um einiges höher als noch 2007 (41,9%). Stabil blieb der Frauenanteil: seit
1999 schickt die Bündner Wahlbevölkerung eine Frau und vier Männer nach Bern. 7

WAHLEN
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MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Die Olympiakandidatur Graubünden 2022 hatte im Vorjahr erste entscheidende
Hürden genommen und im Dezember das Graubündner Parlament passiert. Die
bürgerlichen Parteien hatten sich durchsetzen können und gegen die Ratslinke die
nötige Teilrevision des Finanzhaushaltsgesetzes angenommen und der
Stimmbevölkerung zur Annahme empfohlen. Die Bündner Stimmberechtigten wurden
am 3. März des Berichtsjahres an die Urnen gebeten, um über das Geschäft und
letztlich die Kandidatur zu befinden. Daneben hatte der Bundesrat im Vorjahr seine
Botschaft zur finanziellen Unterstützung der Olympiakandidatur verabschiedet. Die
Landesregierung beantragte dafür einen Verpflichtungskredit von CHF 30 Mio. Mit
einem zweiten Verpflichtungskredit über CHF 1 Mia. sollte – im Falle eines Zuschlags
durch das Internationale Olympische Komitee (IOC) – eine allfällige Deckungslücke des
Durchführungsbudgets finanziert werden. Das Bundesratsgeschäft blieb vorerst hängig,
da das nationale Parlament mit den Beratungen abwarten wollte, bis die Graubündner
Stimmbürgerschaft ihre Absicht an der Urne äussern konnte. Zwar hatte die
Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrates Anhörungen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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durchgeführt, unter anderem mit dem Verein XXIV. Olympische Winterspiele
Graubünden 2022, dem Komitee Olympiakritisches Graubünden, mit verschiedenen
Naturschutzorganisationen und dem SAC sowie unabhängigen Experten und René Fasel
als Vertreter des Internationalen Olympischen Komitees. Sie wollte jedoch dem
Entscheid des Kantons Graubünden nicht vorgreifen oder diesen womöglich gar
beeinflussen. Damit lag der Fokus auf den Vorgängen in Graubünden, wobei sich
Befürworter und Gegner der Spiele je in Komitees organisiert hatten und Anfang 2013
den Abstimmungskampf lostraten. Befürchtungen über ein finanzielles Fiasko seitens
der Gegner standen den euphorischen Hoffnungen der Befürworter auf eine erneuerte
Infrastruktur, einen Tourismusboom und die Schaffung neuer Arbeitsplätze gegenüber.
Den Anfang machten am 3. Januar die Befürworter des Projekts mit einem
Mediengespräch. Touristiker lobten die weltweite Präsentationsplattform,
Bergbahnbetreiber und Hoteliers bewarben die positiven Einflüsse auch nach den
Spielen und für die Sommersaison und diverse Politiker sicherten die Machbarkeit zu
und versprachen sich positive Entwicklungen für Verkehr und Marketing des Kantons.
Unverhofften Support erhielten die Olympiabefürworter aus dem Ausland: Eine Gruppe
britischer Parlamentarier, selbst Skifahrer, empfahl den Bündnern ein Ja zur
Olympiakandidatur. Bald wurden auch die ersten Parteiparolen gefasst: Die Junge CVP
stand hinter dem Projekt, wie auch die Mutterpartei, jedoch unter Vorbehalt einer
positiven Beurteilung des Konzeptes durch das IOC. Ebenfalls für eine Kandidatur
sprachen sich die FDP, die BDP, die SVP, die Junge SVP und die EDU aus. Dagegen
waren seit jeher die SP und die Grünen sowie später auch die Grünliberalen. Die
Bündner SAC-Sektion sprach sich nur unter Vorbehalten für das Vorhaben aus.

Mitte Januar, und damit weniger als zwei Monate vor der kantonalen Abstimmung,
konstituierte sich im Oberengadin ein weiteres Unterstützungskomitee. „OlympJa
Oberengadin“ wurde aus bürgerlichen Politikern, Vertretern aus Handels- und
Gewerbevereinen und der Hotelleriebranche, den Skivereinen sowie den
Oberengadiner Grossräten zusammengesetzt. Der grosse Antrieb dieser Gruppe war die
Idee, den Tourismus anzukurbeln. Dafür wurde die Kandidatur als besonders
umweltverträglich beworben, als gute Werbeplattform gepriesen sowie als
wirtschaftlich interessant für die Region betitelt. Ebenfalls Mitte Januar setzte die
Graubündner Regierung ein starkes Zeichen: In einer Pressekonferenz traten alle fünf
Regierungsmitglieder gemeinsam für die Olympiakandidatur ein. “Eine Kandidatur stellt
für Graubünden eine einmalige Chance dar, sich einem weltweiten Publikum als
sympathischer Gastgeber zu präsentieren“, so Regierungspräsident Trachsel (bdp), der
damit ebenfalls die touristische Wirkung unterstrich. Trotz dieses geschlossenen
Auftritts haftete dem Anlass ein fahler Beigeschmack an. Martin Jäger, SP-
Regierungsrat, spielte seine Rolle contre cœur und fügte sich im Sinne des
Kollegialitätsprinzips der Zustimmung der Kantonsregierung. Jäger selbst hatte als
Grossrat im Vorfeld der letzten Olympiaabstimmung 1980 an vorderster Front gegen
eine Kandidatur geweibelt. Die SP liess dies nicht unkommentiert und kritisierte den
geschlossenen Auftritt der Regierung. Man mache aus der Abstimmung eine
Schicksalsabstimmung für die Zukunft des Kantons und die Verpflichtung Jägers, am
Podium mitzumachen sei unverhältnismässig und schlechter politischer Stil, so das
Empfinden des Parteipräsidenten Jon Pult. Kurz darauf lancierten auch die Gegner der
Olympiakandidatur ihren Abstimmungskampf. Unermüdlich warnte das Gegnerkomitee
„Olympiakritisches Graubünden“ unter der Leitung von SP-Nationalrätin Silva Semadeni
vor dieser „Megaveranstaltung, die nicht in Bergtäler passt“. Zusätzlich wurde immer
wieder die Kostenfrage gestellt und darauf hingewiesen, dass die Steuerzahler
schliesslich zur Kasse gebeten würden, wohingegen nur wenige von den Spielen
profitierten. Sekundiert wurde die Nationalrätin von Bruno Stephan Weiler von der
Alpenschutzkommission Cipra International, sowie SP- und Juso-Vertretern. 

Der Abstimmungskampf gestaltete sich schliesslich sehr abwechslungsreich und war
durch zahlreiche Schlagabtausche geprägt. Mit die grössten Auseinandersetzungen
ergaben sich um eine Nachhaltigkeitsstrategie der Olympiapromotoren. Die NIV-Charta,
„Nachhaltigkeit, Innovation, Vermächtnis“, sollte als selbstgegebener Leitfaden die
Organisation der Spiele prägen, wurde von Beginn weg kommuniziert. Die Sorge der
Gegner, das Projekt sei zu kostspielig und nicht nachhaltig, sollte damit zerstreut
werden. Doch jede Aktion des Unterstützerkomitees rief auch Gegner auf den Plan,
welche unter anderem die NIV-Charta als vorgeschobenes, leeres Propagandamittel
bezeichneten. Ebenso sollten Studien von beiden Seiten belegen, dass das
Olympiaprojekt positive, oder eben auch negative Auswirkungen für den Kanton hätte.
Ende Januar erhielt die „OlympJa“-Bewegung Zulauf: Auch im Prättigau versammelten
sich Olympia-Befürworter in einer entsprechenden Sektion. Auch hier waren es
vorwiegend bürgerliche Politiker, welche mit Informationsanlässen die Gunst der
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Einwohner suchten. 

Einen Dämpfer, welcher den Olympiagegnern in die Karten spielte, erlitt die
Olympiakampagne Ende Januar. Es wurde bekannt, dass Bund und der Kanton
Graubünden keine Einigung über eine Defizitgarantie erzielen konnten, respektive dass
die Finanzkommission des Nationalrates forderte, die Verluste müssten mit kantonalen
Mitteln aufgewogen werden. Letztlich ging es um eine Summe von über CHF 1 Mia. Vor
solchen Szenarien hatten die Olympiagegner wiederholt gewarnt. Tatsächlich lag es
schliesslich in der Hand der Bundesparlamentarier, über die Angelegenheit zu
befinden. Derweil wuchs in Chur die Einsicht: Wenn der Bund keine Defizitgarantie
abgebe, würde dies „Abbruch der Übung“ bedeuten, so Regierungsrätin Janom Steiner
(bdp). Dies war indes bereits gewiss, hatte doch der Grosse Rat schon früh und
einstimmig beschlossen, dass der Kanton keine Defizitgarantie übernehmen werde. Die
oberste Olympiagegnerin und Nationalrätin Semadeni (sp, GR) hatte bereits Ende 2012
in einer Interpellation beim Bundesrat nachgefragt, wer die Kostenüberschreitungen zu
tragen hätte, falls Graubünden die Spiele erhielte. Dabei ging es um den Restbetrag
über CHF 300 Mio., welcher in den damals geltenden Budgets vorerst als ungedeckt
ausgewiesen wurde. Die wechselnde Stimmung liess jedoch auch das
Kandidaturkomitee „Graubünden 2022“ nicht ruhen. Genau einen Monat vor dem
Urnengang gab man bekannt, das Konzept revidiert zu haben, wobei fast CHF 380 Mio.
eingespart werden konnten. Diese Einsparung bedeutete zugleich die Deckung des
prognostizierten Defizits von rund CHF 300 Mio. Die revidierte Fassung des Budgets
schien einige Vorbehalte zerstreuen zu können, war doch damit eine der zentralen
Fragen – wer ein Defizit tragen müsste – vorerst vom Tisch. Die Gegner liessen jedoch
sogleich ausrichten, dass die Änderungen lediglich auf Buchhaltertricks und
Budgetkosmetik beruhten. Die Verunsicherung über die Defizitgarantie beschäftigte bis
zur Abstimmung alle Beteiligten. Sportminister Maurer sicherte dafür Bundesmittel zu,
wurde dann aber von der Finanzkommission zurückgepfiffen, sie pochte darauf, dass
der Kanton ein Defizit trage. Die Grüne Partei reagierte ebenfalls und kündigte bei
einem allfälligen Beschluss, Bundesgelder zur Deckung eines Defizits einzusetzen, ein
Referendum an. Knapp zwei Wochen vor der Abstimmung publizierte die Zeitung
Südostschweiz eine Umfrage: zu diesem Zeitpunkt hätten 45% die Olympiakandidatur
abgelehnt, 42% hätten sie gutgeheissen und 9% waren noch nicht entschieden. Damit
zeigte sich in Zahlen, was sich seit Jahresbeginn abgezeichnet hatte: es würde knapp
werden. 

Am 3. März brachten die Stimmberechtigten des Kantons Graubünden mit 52,7% Nein-
Stimmen die Kandidaturbestrebungen an der Urne zu Fall. In St. Moritz (61% Ja-
Stimmen) und Davos (56,2% Ja-Stimmen) wurde die Kandidatur jeweils deutlich
angenommen, so dass in den möglichen Austragungsorten nach Bekanntwerden des
Kantonsresultates Ernüchterung herrschte. Ausschlaggebend war die negative Haltung
im Unterland und in jenen Regionen, welche in der Kandidatur nicht berücksichtigt
worden waren. Die Abfuhr hatte Auswirkungen bis nach Bundesbern, wo man einerseits
Bedauern äusserte und eine Fehlersuche forderte, andererseits auch zukunftsgerichtet
sinnierte: Die Grünen wollten den Bundesrat beauftragen, mit dem Internationalen
Olympischen Komitee neue Konzepte zu beraten. Nach der letzten Abstimmung über
eine Bündner Olympiakandidatur 1980 überwog also auch 2013 die Ablehnung gegen
Olympische Spiele im Bergkanton. Mit dem Urnenentscheid Graubündens waren auch
die Geschäfte in Bern erledigt: Die Diskussionen über den Kandidaturbeitrag von CHF
30 Mio. und die Defizitgarantie über CHF 1 Mia. wurden nach dem Nein hinfällig und mit
den Nichteintretensvoten in beiden Räten wurde die Kampagne „Olympia 2022 in der
Schweiz“ endgültig abgeschlossen. 8
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Nicht nur in der Romandie sondern auch im rätoromanischen Sprachraum sorgte man
sich 2017 stark um die Zukunft der eigenen Presse. So teilte das Somedia-Verlagshaus
im März 2017 dem Bündner Regierungsrat Martin Jäger (GR, sp) sowie der
rätoromanischen Nachrichtenagentur ANR mit, dass man das Defizit der Quotidiana
nicht mehr länger tragen wolle. Die einzige rätoromanische Tageszeitung – mit
Regionalteilen in den fünf Idiomen und einem Hauptteil in Rumantsch Grischun – solle
in Zukunft in der Verantwortung der ANR liegen, diese solle also auch für die Personal-
und Honorarkosten aufkommen. Bisher hatte die von Bund und Kanton finanzierte
Nachrichtenagentur der Quotidiana Texte und Bilder geliefert, mehr sei aber gemäss
Sprachengesetz nicht möglich, erklärte Jäger. Auch ein weiterer möglicher
Lösungsvorschlag von Somedia-CEO Andrea Masüger, aus dem rätoromanischen Radio
und Fernsehen sowie der Quotidiana ein gemeinsames Mediengefäss zu schaffen, fand
kaum Anklang, auch wenn eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Radio, Fernsehen
und Zeitung gemäss ANR-Stiftungsrat Martin Candinas (cvp, GR) Sinn machen könne.
Gemäss Quotidiana-Chefredaktor Martin Cabalzar sei das Überleben der Zeitung nur
schon für das Überleben der rätoromanischen Sprache zwingend. Sprachen müssten
sich weiterentwickeln können, sprachliche Neuschöpfungen im Rahmen von
Zeitungsartikeln seien dafür unerlässlich. 
In der Sondersession 2017 reichte Candinas eine Interpellation (Ip. 17.3316) zur Frage
ein, wie es mit der Quotidiana weitergehen solle. Bald wurde klar, dass die Zeitung
alleine nicht würde überleben können. Dennoch könne ihr von Kanton oder Bund nicht
direkt geholfen werden, da die Medien unabhängig bleiben müssten, erklärte zum
Beispiel Martin Jäger. Schliesslich entschied der Bundesrat, sich an einer
Übergangsfinanzierung für das Jahr 2018 zu beteiligen: Bund, Kanton und Lia
Rumantscha, die romanische Sprachorganisation, bezahlen je CHF 50'000 und Somedia
übernimmt vorerst weiter die Kosten für die Herausgabe. Fürs Jahr 2019 gab die
Bündner Regierung bekannt, dass sie ein langfristiges Konzept mittragen und
mitfinanzieren würde. Um abzuklären, wie ein solches aussehen könnte und welche
Bedürfnisse die Bürger hätten, führte Lia Rumantscha im September 2017 im Rahmen
des Projekts „Medias rumantschas 2019“ eine repräsentative Telefonumfrage durch. Bis
Herbst 2018 sollen demnach konkret umsetzbare Ideen der Projektleitung vorliegen. 9
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